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‘ In Sachen
Verkündet

am 28° Juli 3959 ° ° ° ' ' ‘ ° ' 0 c o . o e o o . a . - o . ' °

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 11° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 280 Juli 1959, an der

mitgewirkt haben

Senetspräsident Dro H a u e i s e n

als Vorsitzender,

Bundeerichter Dr° S t r a u ß
\

und

Bundesrichterin Dro S c h w a r 2

als weitere Berufsrichter,

BundessoZialrichterin Reiff und

Bundeseozialrichter Dr° %eltersbach

‘als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des
Landeesozialgerichts Schleswig vom 26° Oktober

1956 wird zurückgewieseno

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°
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Der erste Ehemann der Klägerin, Hans N.XX, war Berufsoffi—

eier in der früheren Wehrmacht. Am 5° März 1937 starb er;
sein Tod stand nicht im ursächlichen Zusammenhang mit Ein—

flüssen des Wehrdienstese Das Reichskriegsministerium be—

willigte der Klägerin und ihren Kindern durch Bescheid vom
5„ Juli 1937 nach @ 77 des Wehrmachtversorgungsgesetzes
Versorgung in Höhe von zwei Dritteln der gesetzlichen Hin—

terbliebenenrent9. Diese Versorgung wurde bis Mai 1945 ge—
währt. Am 19. Juni 1948 ging die Klägerin eine neue Ehe ein;
diese Ehe wurde durch Urteil des Landgerichts Kiel vom 22°

Oktober 1953 aus Verschulden des Ehemannes aufgehobeno

Am 30„ November 1953 beantragte die Klägesin Witwenbezüge

nach 5 66 des Gesetzes zu Art° 131 Grundgesetz (GG). Das

Versorgungsemt Kiel, das nach dem Erlaß des Finanzministers

des Landes Schleswig—Holstein vom 12° Februar 1954 die Ver—

sorgung nach @ 66 des Gesetzes zu Art. 131 GG durchzuführen

hatte, lehnte den Antrag durch Bescheid vom 150 Januar 1955

ab, weil die Klägerin wieder geheiratet habe und die Wit-

wenrente nach Aufhebung der neuen Ehe nicht wieder gewährt

werden könne° Den Widerspruch wies das Lendesversorgungsamt

durch Bescheid Vom 8° Juli 1955 zurück° Das Sozialgericht

(SG„) Schleswig wies die Klage durch Urteil vom 28. Novem—
ber 1955 ab. Die Klägerin legte Berufung beim Landessozial—

gericht (LSGO) Schleswig ein. Sie machte in erster Linie

geltend, nicht die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit seien

für Streitfälle der vorliegenden Art zuständig, sondern die

allgemeinen Verwaltungsgerichte; ihr Anspruch auf Witwen—

rente sei durch die Aufhebung der Ehe wieder aufgelebt. Das

LSG. wies die Berufung durch Urteil vom 260 Oktober 1956

zurück: Der Rechtsweg vor den Gerichten der Sozialgerichts—

barkeit sei gegeben, es handele sich um eine Angelegenheit
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der Kriegsepferversorgung im Sinne von @ 51 des Sozialge—

richtsgesetzes fSGG); @ 66 des Gesetzes zu Art. 131 GG er—
gänze das Bundesversorgungsgesetz (BVG), er leite Ansprüche

nach den früheren Militärversorgungsgesetzen in AnSpruche

nach dem BVG über; die Ansprüche des von % 66 des Gesetzes

zu Art„ 151 GG erinßten Personenkreises richteten sich nicht

nach diesem Gesetz, sondern nach dem BVG; danach sei der An—

Spruch der Klägerin aber nicht begründet; nach @ 66 des Ge-
setzes zu Art° 131 GG könne sie nur Bezüge nach den @@ 39

bis 42 BVG erhalten; der Anspruch auf Witwenrente nach @ 59

BVG erlösche bei der Wiederverheirstung und lebe bei Aufhe—

bung oder Scheidung der neuen Ehe nicht wieder auf„ Ansprü-

che nech dem Bundesbeamtengesetz (BBG) kämen nicht in Be—
tracht; ausgeschlossen seien auch Ansprüche aus 5 44 BVG,

da 5 66 des Gesetzes zu Art° 131 GG auf diese Vorschrift

nicht verweise. Die Revision ließ das LSG° zu"

Das Urteil wurde der Klägerin am 160 Januar 1957 zugestellt„

Am 180 Januar 1957 legte sie Revision ein und beantragte,

das Urteil des LSG° Schleswig vom 26, Oktober 1956

aufzuheben und die Sache an des Landesverwaltungs-

gericht in Schleswig zu verweiseno

Zugleich begründete sie die Revision: Das LSG. habe sich zu

Unrecht für zuständig gehalten, es handele sich nicht um eine

Angelegenheit der Kriegsopferversorgung; für Rechtsstreitig—

keiten aus dem Gesetz zu Art" 131 GG seien die allgemeinen

Verwaltungsgerichte zuständig; das LSG„ habe deshalb den

Rechtsstreit an das LandesVerweltungsgericht in Schleswig

verweisen müssen; der Anspruch auf Witwenrente sei entgegen

der Ansicht des LSG. nach @ 66 des Gesetzes zu Art. 131 GG
begründeto ’

Der Beklagte beantragte,

die Revision.zurückzuweieeno
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Das LSG, hat die Revision zugelassen (@ 162 Abs° 1 Nr° 1
SGG), sie ist auch zulässig; sie ist aber nicht begründet°

Das LSG° hat mit Recht angenommen, daß für den vorliegenden

Streit die Gerichte der Sozielgerichtsberkeit zuständig

sind. Diese Gerichte entscheiden nach 5 51 SGG über öffent—

lich—rechtliche Streitigkeiten in Angelegenheiten der

Kriegsopferversorgung„ Die Verwendung des allgemeinen Be—

griffs "Angelegenheiten" läßt erkennen, daß die Rechtsge—

biete, die in 5 51 SGG aufgeführt sind, in ihrer Gesamt—

heit in die Zuständigkeit der Sozialgerichte fallen; ent—
scheidend ist dabei der materiell—rechtliche Inhalt der

einzelnen Rechtsgebiete; die "Angelegenheiten" im Sinne des

© 51 SGGliegen deshalb nicht ein für alle Mal fest, ihr
Umfang kann sich ändern, je nachdem, welche Aufgaben im

materiell-rechtlichen Sinn den in % 51 genannten Gebieten

im einzelnen zugewiesen oder entzogen werden° Angelegen—

heiten der von den Gesetzen über die Versorgung der Kriege—

'opfer erfaßten Personen — mit Ausnahme der Maßnahmen nach

den @@25 bis 27 BVG (BSG, 2 s. 23 [E27) —und Angelegen—
heiten der den Kriegsopfern gleichgestellten Personen sind

"Angelegenheiten" der Kriegsopferversorgung im Sinne des

@ 51 SGS° Auch der vorliegende Rechtsstreit betrifft eine
Angelegenheit der Kriegsopferversorgung in diesem Sinneo

Zwar gehört die Klägerin zu dem Personenkreis des 9 66 des

Gesetzes zu Art° 131 GG, ihr Anspruch richtet sich aber

nach den Vorschriften des BVG; sie ist den Kriegsopfern

gleichgestelltu Nach @ 66 des Gesetzes zu Art. 131 GG er—
halten Hinterbliebene von Berufssoldaten, deren Tod nicht

infolge einer Dienetbeschädigung, aber während der Zuge—

hörigkeit zur Wehrmacht eingetreten ist, Versorgung nach

den @@36, 37, 59 bis 42, 45 bis 47 und 53 BVG, soweit sie

am 8° Mai 1945 auf Grund früherer Gesetze Versorgung nach

Maßgabe der Vorschriften des Reichsversorgungsgesetzes

_ 5 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


(\
)

_5_

(RVG) bezogen haben, Diese Vo*sehrift bestimmt, unter wel—
chen Voraussetzungen Personen, die nicht zu dem vom BVG

-erfaßten Personenkreis gehören, Ansprüche nach dem BVG

geltend machen können; sie betrifft somit Ansprüche, die

in den Bereich der Kriegsopferversorgung fallen. Dem steht

nicht entgegen, daß die Vorschrift formell nicht im BVG,

sondern im Gesetz zu Art. 151 GG — übr'gens nur in den

"Übergangs— und Sehlußvorsehriften" — enthalten ist, mate—

riell ergänzt sie des BVG und erweitert den Kreis der Ver—

so-gungsbereohtigten. Auch früher sind die Personen, um

die es sich hier handelt, nach den Gesetzen über die Ver—

sorgung der Kriegsopfer versorgt werden, die Versorgungs—

dienststellen sind auch dafür zuständig gewesen„ Es ist

deshalb nur folgerichtig, wenn entsprechend der gemeinsa—

men Empfehlung des Bundesministers des Inneren und des Bun»
desministers der Finanzen vom 6° Februar 1953 (BVB1c 1953

So 27) die Durchführung des @ 66 des Gesetzes zu Art. 131

GG den Versorgungsämtern übertragen werden ist° Von ihnen

ist über Anträge der in @ 66 des Gesetzes zu Art. 131 GG
bezeichneten Personen auf Versorgung nach dem BVG zu ent—

scheiden; ihre Entscheidungen sind auf Klage von den So-

zielgerichten nechzuprüfen; @51 Abs, 1 SGGdient gerade
dem Ziel, Streitigkeiten über Verwaltungsskte, die Kriege-

opfer und ihnen gleichgestellte Personen betreffen, den

Sozialgerichten als besonderen Verwaltungsgerichten zuzu—
weisen.

Der AnsPruch der Klägerin ist jedoch nicht begründet. @ 66

des Gesetzes zu Art° 131 GG ist eine Sondervorsohrift für

ehemalige Berufssoldaten und deren Hinterbliebene. Hinter—

bliebene von Berufsscldatsn, deren Tod nicht ÄEEEE Einflüs—

se des Wehr&ienstes‚ jedoch yährgné des Wehrdienstcs einge-
treten ist, erhalten Versorgung nach Maßgabe der in @ 66

des Gesetzes zu Art° 131 GG ausdrücklich und erschöpfend

aufgeführten Vorschriften des BVG° Danach gelten für die

Versorgung der Witwe die @@39 bis 42 BVG° Der Anspruch auf
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Witwenrggtg nach 5 39 BVG erlischt aber mit der Wiederver—
heiratung; er lebt, andere als der Anspruch auf Witwengeld

nach 5 164 Abs° 3 des BBG, mit der Auflösung der neuen Ehe

nicht wieder auf„ Nach 5 44 Abs„ 4 BVG kann zwar, wenn die

neue Ehe geschieden oder aufgehoben wird, eine Eeigil£e

in Höhe von zwei Dritteln der Witwenrente gewährt werden,

sofern nicht die Witwe die Scheidung oder Aufhebung der Ehe

überwiegend oder allein verschuldet oder die Scheidung nach

@ 48 des Ehegesetzes verlangt hat und deshalb nach den
eherechtlichen Vorschriften keinen Unterhaltsanspruch gege
den früheren Ehemann hat, diese Vorschrift ist jed00h in

@ 66 des Gesetzes zu Art. 131 GG nicht erwähnt; die Kläge—

rin, deren neue Ehe ohne ihr Verschulden aufgehoben werden

ist, kann daher auch nicht Versorgung nach 5 44 BVG erhal—
teno

Die Revision ist daher nicht begründet; sie ist zurückzu-

weisen (@ 170 Abso 1 SGS)°

Die Kostenenrscheidung beruht auf % 193 SGC—°
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